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ist, ist auch das davon abzuleitende Prinzip „ne bis in idem“ 
zunächst ein innerstaatliches Prinzip. Es kann — wie alle aus 
der staatlichen Souveränität resultierenden Rechte, Voll­
machten und Prinzipien — erst durch völkerrechtliche Ver­
einbarungen international gültig, verbindlich und rechts­
wirksam werden. Solche Vereinbarungen hängen wesentlich 
vom Charakter der Beziehungen zwischen den betreffenden 
Staaten und ihren Rechtsordnungen ab, was wiederum durch 
deren Gesellschaftssysteme determiniert ist, aber auch von 
den relevanten Deliktsarten abhängt, deren Übergabe/Über- 
nahme vereinbart werden soll.

Die genannten relevanten Strafhoheitsansprüche sind ma­
teriell-rechtliche Grundlagen und Voraussetzungen entspre­
chender Übergaben/Übernahmen der Verfahren bzw. der Be­
währungsaufsicht. Durch die Ausübung der Jurisdiktion in 
Gestalt der Strafverfolgung (in dem einen und nach der 
Übergabe/Übernahme auch in dem anderen Staat) wird m. E. 
die Jurisdiktion nicht aufgehoben; fraglich ist daher, ob von 
Jurisdiktionsverzicht und Übertragung des Strafanspruchs 
gesprochen werden sollte.17 Denn der materiell-rechtliche 
Strafhoheitsanspruch entfällt nicht durch verfahrensrechtli­
che Aktivitäten der Strafverfolgung; je nach der bi- oder 
multilateralen Vereinbarung ist lediglich das Geltendmachen 
dieses Anspruchs unter den betreffenden Voraussetzungen 
der Übergabe/Übernahme gehemmt; die Möglichkeit des 
Wegfalls einer solchen Hemmung (und damit die Möglich­
keit der erneuten Aufnahme der Strafverfolgung im ersten, 
insbesondere im Tatortstaat), für die der an sich nach wie vor 
bestehende, nicht untergegangene oder übertragene Strafho­
heitsanspruch die materiell-rechtliche Grundlage bietet, kann 
m. E. nicht von vornherein völlig ausgeschlossen werden.18 
Bei allem notwendigen Zusammenhang von materiellem und 
Verfahrensrecht scheint mir eine Unterscheidung dieser bei­
den Ebenen bedeutsam.

Klärungsbedürftig für entsprechende bi- oder multilate­
rale Vereinbarungen wird auch die Reichweite des Grund­
satzes „ne bis in idem“ sein, also unter welchen Vorausset­
zungen nicht nur bei Freispruch, sondern bei (z. B. teilweiser) 
Verurteilung und bei Verfahrenseinstellung eine erneute 
Strafverfolgung ausgeschlossen werden soll.19

Daraus wird deutlich, daß die Übergabe eines Verfahrens 
in dieser oder jener Weise eine Anerkennung der Rechtsord­
nung und Rechtspraxis des anderen Staates unterstellt bzw. 
voraussetzt und so von einem Vertrauen in die Gesetzlichkeit 
und Gerechtigkeit der Strafverfolgung in dem anderen Staat 
ausgeht. Dies ist — wie L. Reuter/K. Wille zeigten — zwischen 
den sozialistischen Staaten im Prinzip20 gegeben, wird aber 
nicht auf diese zu beschränken sein.

Verfahrensrechtliche Regelungen der Übergabe/Übernahme

Eine wichtige Frage der Übergabe/Übernahme der Verfahren 
bzw. der Bewährungsaufsicht ist, ob diese ausschließlich eine 
im Ergebnis eines Ersuchens des einen Staates zustande ge­
kommene Übereinkunft der beiden beteiligten Staaten sein 
soll, oder ob auch der Tatverdächtige/Beschuldigte bzw. der 
zur Bewährung Verurteilte und eventuell auch der Geschä­
digte bei der Vereinbarung einer solchen Übergabe/Über­
nahme „Partei" sein sollen. Ohne Zweifel sind deren Inter­
essen stark betroffen. Es wird für sie oft nicht gleichgültig 
sein, ob das Verfahren im u. U. weit entfernten Tatort- oder 
im Heimatstaat durchgeführt wird (Reiseaufwand, Kosten, 
Sprachprobleme, soziales Umfeld, soziale Traditionen und 
Gewohnheiten usw.).21 Desgleichen ist es legitim, insbeson­
dere dem Verdächtigen/Beschuldigten bzw. dem Verurteil­
ten — auch seinen Verwandten und im gegebenen Fall seinem 
gesetzlichen Vertreter — ein Initiativrecht einzuräumen, ein 
entsprechendes Gesuch einzureichen. Und für den Geschädig­
ten soll die Übergabe/Übernahme nicht mit einer Schiechter­
stellung verbunden sein.22

Allerdings kann m. E. die für das Straf- und Strafverfah­
rensrecht charakteristische staatlich-hoheitliche Rechtsbezie­
hung zwischen den beteiligten Ländern — als Partner (bzw. 
Subjekt) der relevanten Übereinkunft — nicht mit einer pri­
vatrechtlichen Beziehung zu Individuen verbunden oder ver­

mischt werden. -Die multilaterale Vereinbarung sozialistischer 
Länder über die Übergabe zu Freiheitsstrafe verurteilter Per­
sonen zum Vollzug der Strafe in dem Staat, dessen Staats­
bürger sie sind, sieht dementsprechend auch keine Zustim­
mung des Verurteilten zu dieser Übergabe als förmliche Vor­
aussetzung vor, sondern lediglich das gegenseitige Einverneh­
men der beiden beteiligten Staaten (Art. 1 der Berliner Kon­
vention). Da die Übergabe/Übernahme der Verfahren bzw. 
Bewährungsaufsicht auf der Grundlage entsprechender Kon­
ventionen vom Einvernehmen der beteiligten Staaten — im 
Ergebnis eines Vorschlags oder Gesuchs (vgl. z. B. Art. 5 der 
Berliner Konvention) — abhängt, muß auch zugelassen wer­
den, daß ein ersuchter Staat, unter bestimmten, möglichst eng 
begrenzten Voraussetzungen, das Recht hat, ein entsprechen­
des Ersuchen zurückzuweisen. Als Gründe hierfür kommen 
beispielsweise ln Betracht: Die betreffende Handlung ist im 
ersuchten Staat (zumindest in concreto) keine Straftat bzw. 
nicht mehr verfolgbar, die betreffende Person ist nicht 
Staatsbürger bzw. hat ihren ständigen Wohnsitz anderswo 
(vgl. Art. 4 der Berliner Konvention). Die Staaten können 
auch andere Abreden treffen, z. B. bestimmte Deliktskatego­
rien (etwa Militärdelikte) ausschließen. Bei der Übergabe/ 
Übernahme der Bewährungsaufsicht kommt als spezifischer 
Ablehnungsgrund noch hinzu, daß der ersuchte Staat auf 
Grund konkreter tatsächlicher oder rechtlicher Umstände die 
Bewährungsaufsicht (unter den im Urteil vorgesehenen Be­
dingungen) nicht zu gewährleisten vermag.

Sowohl derartige Abreden als auch die Ablehnung (Zu­
rückweisung) eines Ersuchens auf Übergabe/Übernahme im 
Einzelfall entspricht der Souveränität der Staaten, ohne de­
ren Achtung weder Völkerrecht noch internationale Bezie­
hungen effektiv gestaltet werden können. Allerdings vermö­
gen eigenverantwortlich eingegangene völkerrechtliche Ver­
einbarungen, die allgemein anerkannte Prinzipien veran­
kern, auch den einzelnen Staat im Interesse der internationa­
len Gemeinschaft und aller Menschen zu binden.

Der Souveränität und der Dispositionsbefugnis der Staa­
ten entspricht es auch, wenn sie sich bei mehreren in ver­
schiedenen Ländern anhängigen Verfahren gegen dieselbe 
Person einvemehmlich dahingehend verständigen, daß nur in 
einem Staat (z. B. dem Heimatstaat oder einem Tatortstaat, 
in dem die schwerere Straftat begangen wurde) ein Verfah­
ren wegen aller Delikte durchgeführt wird.

Eine Anerkennung der Rechtsordnung und Rechtspraxis, 
die ein bestimmtes gegenseitiges Vertrauen in die Gesetz­
lichkeit und Gerechtigkeit der Justiz einschließt, wird in be­
sonderer Weise bei der Anerkennung von im anderen Staat 
erhobenen Beweisen praktisch.23 Diese Problematik, die das

17 So bei L. Reuter/K. Wille, a. a. O., S. 406; auch der von Ihnen ver­
wandte Begriff der Abtretung des Strafanspruchs ist m. E. ver­
fehlt.

18 Möglicherweise könnte ein solcher Fall z. B. dann eintreten, wenn 
nach Übergabe/Übernahme des Verfahrens im Heimatstaat die 
Strafbarkeit der Handlung (z. B. durch Gesetzgebung) entfällt, 
aber im Tatortstaat bestehen bleibt. Bei der Übergabe/Übernahme 
der Bewährungsaufsicht sieht die Modellvereinbarung den Fall vor, 
daß im Staat, dessen Urteil Im anderen Staat verwirklicht wird, 
also im „Urteilsstaat“, im Entsendestaat, auf Grund neuer Tat­
sachen eine Wiederaufnahme des Verfahrens stattfindet. Solches 
Verfahren setzt materiell-rechtlich eine bestehende Strafhoheit 
(Jurisdiktion) voraus.

19 Es wird nicht für ausgeschlossen gehalten, die (wechselseitige) 
Anerkennung des Verbots einer Doppelbestrafung vom Verlauf 
und den Ergebnissen des Verfahrens, namentlich von vereinbar- 
tep Bedingungen, abhängig zu machen. Insbesondere dürfte ein 
völliger Strafklageverbrauch erst mit der Realisierung (bzw.

• rechtswirksamen Beendigung) einer verhängten angemessenen 
Strafe zu bejahen sein.

20 Auch innerhalb des gleichen Gesellschaftssystems kennen wir 
nicht nur relevante Unterschiede in den Rechtsordnungen und 
im Sanktionssystem der verschiedenen Länder, sondern auch in

• der Strafpraxis, im Strafenniveau. Soll deshalb der andere Staat, 
der eine strengere Straf Politik verfolgt, um gleichzuziehen, „naeh- 
strafen“ dürfen?

Die Berliner Konvention begrenzt sich — zu Recht — auf die 
Festlegungen der Gesetzgebung; sie klammert das Problem unter­
schiedlichen Strafniveaus innerhalb des gesetzlichen Strafrah­
mens - aus gutem Grund — aus (vgl. Art. 10).

21 Von solchen Erwägungen läßt sich auch die Berliner Konvention 
leiten (vgl. Art. 5); vgl. auch bezüglich eines Schadenersatzes den 
§ 5 • des Ausführungsgesetzes dazu.

22 Vgl. L. Reuter/K. Wille, a. a. O., S. 406.
23 Zu diesem Zweck sieht das Ausführungsgesetz zur Berliner Kon­

vention in §§ 5 und 6 (bzw. zuvor in § 4) ein besonderes Verfahren 
vor dem (örtlich zuständigen) Bezirksgericht vor, das insbesondere 
hier eine in der DDR vollziehbare, dem rechtskräftigen Straf­
urteil des anderen Staates entsprechende Strafe festzulegen hat.


